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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Das Bundessozialgericht‚ 4° Senat, hat am 5° Dezember

4972 ohne mündliche Verhänölung durch seine Richter

P e n q u i t t — Vorsitzender »,
Dr; E c k e r und

Müller ' '
und die ehrenamtlichen Richter w e n d e r o t h und

S c h m i d t

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen vom
290 März 4972 wird aufgehobenv

' Der Rechtsstreit wird an das Landessozielgericht zurück-

verwieseno
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Der im September 4966 gestellte Antrag des Klägers auf Ge—;
>Währung der Versichertenrente hatte weder bei der Beklagten

noch in den VorinstanzeriErfolg° ' ' ‘ ' “

Das Landessozialgericht (LSG) hat in seinem Urteil vom
29° März 4972 festgestellt, daß dem Kläger‚ der als Zigeuner

.
nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen (Konzentratione—

lagerhaft in den Jahren 4945 bis 1945) ausgesetzt gewesen

sei, eine Beitragszeit von 44 Monaten angerechnet werden müs;

se° Hinzu käme eine Ersatzzeit von 27 Monaten (Zeiten der

Haft sowie verfolgungsbedingter Arbeitslosigkeit)o Auch wenn

ihm eine weitere Ersatzzeit von 40 Monaten — Zeit der Arm

beitsunfähigkeit infolge Krankheit im Anschluß an die Inhaf—
tierung — gutgebracht werde, so sei damit die‚Wartezeit von

60 Monaten nicht erfüllt° Es könne auch nicht davon ausge—

gangen werden, daß die Wartezeit nach 5 4252 Nr° 4 der
Reichsversicherungsordnung (RVG) als erfüllt gelte° Der Klä=

ger sei nicht infolge von Maßnahmen LS° des 5 2 des Bundes—

entschädigungsgesetzes (EEG) berufsunfähig geworden°

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen, der Kläger das
Rechtsmittel gleichwohl eingelegt° Er rügt, das angefochtene

Urteil sei unter Verletzung wesentlicher Verfahrensvorschrif—

ten zustande gekommen° Er beantragt‚ die Urteile der Vorin-

stanzen aufzuheben und die Beklagte zur Zahlung der Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit zu verurteilen°

Die Beklagte beantragt, die Revision als unzulässig zu
verwerfen, hilfsweise, sie zurückzuweisen°

Die Revision ist zulässig°
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Das Verfahren vor dem LSG leidet an einem wesentlichen

Mangelo — In dem angefochtenen Urteil ist auf eine Be—

scheinigung Bezug genommen, die dem Kläger bestätigt‚ daß

er in den Jahren 4959 und 4940 für die Dauer von etwa 8 Mo—

naten als Kraftfahrer bei der Firma A 33 n beschäftigt ge—

wesen sei° Hierzu habe der Zeuge U fEü— früher Prokurist der Fir—

ma LT “33 — zwar bekundet‚ er habe die Bescheinigung mit

Sicherheit aufgrund "von präzisen Unterlagen aus Lohnbü—

.chern und Lohnlisten erstellt"° Jedoch komme dieser Aussage

-— so hat das LSG weiter ausgeführt — keine Bedeutung zu,

weil sie mit einer von der zuständigen Krankenkasse — der

Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) Braunschweig — erteilten

Auskunft nicht in Übereinstimmung zu bringen sei° Die Rich—

tigkeit und V o l 1 s t ä n d i g k e i t der Auskunft

der AOK könne durch die Zeugenaussage nicht erschüttert

werden° Das Berufungsgericht hat es jedoch unterlassen

anzugeben„ aus welchen Gründen es sich für berechtigt ge—

halten hat‚ die Auskunft der AOK als lückenlos anzusehen

{% 428 ß-bs° 4 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)o
Einer solchen Begründung hätte es bedurft; es kann nicht

allgemein unterstellt werden‚ daß alle Versicherungsunter—
*lagen aus der Vorkriegs— sowie der Kriegszeit vollständig

erhalten sind° Durch Kriegseinwirkungen sind solche Unter»

lagen in großer Zahl vernichtet worden oder verloren gegan—

gen° Darauf hat der Kläger zu Recht bereits in den Tatsachen—
instanzen hingewiesen, des LSG hätte sich mit diesem Vor—

bringen befassen müssen°

Such bei der Würdigung der Aussage des Zeugen KT: 1■r■
ist das LSG fehlerhaft verfahreno Dieser Zeuge hat ua be—

‚kundet, er entsinne sich‚ daß der Kläger mit ihm zusammen

bei der Firma B ;„L.gearbeitet habe‚ und zwar mal als Kraft—
fahrer, mal als ■rbeitero Dies sei seiner Erinnerung nach

während des ersten Abschnitts seiner — des Zeugen — Be—
schäftigungszeit bei der Firma B ?;hf(November 4940 bis
März 4945) gewesen° Das LSG hat diese Aussage als zu allge—

mein gehalten angesehen und ihr deshalb keine Bedeutung
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‚beigemessen° Es hat damit die Grenzen seines Rechts auf
' freie Beweiswürdigung (% 428 Abs° 4 Satz 4 SGG) überschrit—

ten° Wenn der Zeuge als glaubwürdig angesehen wird — dies

ist seitens des LSG offenbar geschehen », so muß angenommen
_

werden, daß—der Kläger zeitweilig bei der Firma B 333 be—
_schäftigt war° Die weitere Würdigung der Zeugenaussage kann'

sich nur noch darauf_erstrecken, welche Zeitspanne als Bea '

schäftigungszeit in Betracht kommt, für die Verneinung einer

Beschäftigungszeit bei der Firma B;5„h schlechthin ist kein_

Raum° ' ' ' ‘ ' ‘ {

Die vorbezeichneten Verfahrensfehler sind vom Kläger ordnungs—

gemäß gerügt worden (% 462 Abs„ 4 Nr° 2, 5 464 Abs, 2 SGG)°

Die Revision ist auch begründet° Es ist nicht auszuschließen,
daß sich das LSG — möglicherweise nach weiteren Ermittlungen

— davon überzeugt, daß die Unterlagen der AOK Braunschweig

über den Kläger lückenhaft sind° Dies kann zu einer anderen
Bewertung der Aussage des Zeugen H;;x führeno Unter Berück—

sichtigung einer Beschäftiguhgszeit bei der Firma Bü113 —
neue Würdigung der Aussage des Zeugen K11143;, eventuell

in Verbindung mit weiteren Beweismitteln — besteht die Mög—

lichkeit, daß der Kläger die Wartezeit erfüllt hat,

Das angefochtene.Urteil muß aufgehoben, der Rechtsstreit

an des BSG zurückverwiesen werden (5 470 _l\bs° 2 Satz 2 SSG),

Dem Kläger bleibt es für den Fall, daß
er weitere Zeiten

angerechnet haben will, unbenommen, in dem neuen Verfahren

dies im einzelnen darzutun und die erforderlichen Beweis—_

mittel anzugeben° Er wird insbesondere Gelegenheit haben,

sein Vorbringen, er sei im Anschluß an seine Entlassung aus

dem Konzentrationslager noch längere Zeit arbeitsunfähig

gewesen, zu belegen°

Sollte das LSG erneut
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Wartezeit nicht erfüllt ist, so bedarf.es einer sorgfälti-

gen Prüfung der Frage‚ ob möglicherweise die Voraussetzungen

des 5 4252 Nr" 4 EVO gegeben sind° In diesem Zusammenhang

ist zu beachten, daß es Aufgabe des Gerichts ist‚ die Fra—

ge nach dem Kausalzusammenhang zwischen Haft und Berufs—

unfähigkeit zu beantworten° Es erweckt Bedenken, wenn dies

— wie in dem angefochtenen Urteil — dadurch geschieht‚ daß

den ßusführungen des medizinischen Sachverständigen mit der

Begründung gefolgt wird, er wisse Fragen des ursächlichen

Zusammenhangs, wie sie in sozialgerichtlichen Verfahren

ständig aufträten, zu beurteilen°

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem LSG vorbe-
halten° ' '
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